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§§ 1–311.1 BGB

1.1 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
vom 18. August 1896, in der Neufassung vom 2. Januar 2002,

mit Änderungen bis 31. Januar 2019

Natürliche Personen, Vereine

§ 1 Beginn der Rechtsfähigkeit. Die
Rechtsfähigkeit des Menschen beginnt
mit der Vollendung der Geburt [vgl. aber
§ 1923].

§ 2 Eintritt der Volljährigkeit. Die Voll-
jährigkeit tritt mit der Vollendung des
18. Lebensjahres ein.

§ 8 Wohnsitz nicht voll Geschäftsfähi-
ger. Wer geschäftsunfähig oder in der
Geschäftsfähigkeit beschränkt ist, kann
ohne den Willen seines gesetzlichen Ver-
treters einen Wohnsitz weder begründen
noch aufheben.

§ 13 Verbraucher. Verbraucher ist jede
natürliche Person, die ein Rechtsgeschäft
zu Zwecken abschließt, die überwiegend
weder ihrer gewerblichen noch ihrer
selbstständigen beruflichen Tätigkeit zu-
gerechnet werden können.

§ 14 Unternehmer. (1) Unternehmer ist
eine natürliche oder juristische Person
oder eine rechtsfähige Personengesell-
schaft, die bei Abschluss eines Rechtsge-
schäfts in Ausübung ihrer gewerblichen
oder selbstständigen beruflichen Tätig-
keit handelt.
(2) Eine rechtsfähige Personengesell-

schaft ist eine Personengesellschaft, die
mit der Fähigkeit ausgestattet ist, Rechte
zu erwerben und Verbindlichkeiten ein-
zugehen.

§ 21 Nicht wirtschaftlicher Verein.
Ein Verein [juristische Person], dessen

Zweck nicht auf einen wirtschaftlichen
Geschäftsbetrieb gerichtet ist, erlangt
Rechtsfähigkeit durch Eintragung in das
Vereinsregister des zuständigen Amtsge-
richts.
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§ 24 Sitz. Als Sitz eines Vereins gilt,
wenn nicht ein anderes bestimmt ist, der
Ort, an welchem die Verwaltung geführt
wird.

§ 25 Verfassung. Die Verfassung eines
rechtsfähigen Vereins wird, soweit sie
nicht auf den nachfolgenden Vorschriften
beruht, durch die Vereinssatzung be-
stimmt.

§ 26 Vorstand und Vertretung. (1) Der
Verein muss einen Vorstand haben. Der
Vorstand vertritt den Verein gerichtlich
und außergerichtlich; er hat die Stellung
eines gesetzlichen Vertreters. Der Um-
fang der Vertretungsmacht kann durch
die Satzung mit Wirkung gegen Dritte
beschränkt werden.
(2) Besteht der Vorstand aus mehre-

ren Personen, so wird der Verein durch
die Mehrheit der Vorstandsmitglieder
vertreten. Ist eine Willenserklärung ge-
genüber einem Verein abzugeben, so ge-
nügt die Abgabe gegenüber einem Mit-
glied des Vorstands.

§ 27 Bestellung und Geschäftsführung
des Vorstands. (1) Die Bestellung des
Vorstands erfolgt durch Beschluss der
Mitgliederversammlung.
(2) Die Bestellung ist jederzeit wider-

ruflich. …
(3) Auf die Geschäftsführung des

Vorstands finden die für den Auftrag gel-
tenden Vorschriften [der §§ 664, 670] ent-
sprechende Anwendung.

§ 31 Haftung des Vereins für Organe.
Der Verein ist für den Schaden verant-

wortlich, den der Vorstand, ein Mitglied
des Vorstands oder ein anderer verfas-
sungsmäßig berufener Vertreter durch
eine in Ausführung der ihm zustehenden
Verrichtungen begangene, zum Scha-
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§§ 31–106 1.1 Bürgerliches Gesetzbuch

densersatz verpflichtende Handlung ei-
nem Dritten zufügt.

§ 31a Haftung von Organmitgliedern.
… (1) Sind Organmitglieder oder be-

sondere Vertreter unentgeltlich tätig oder
erhalten sie für ihre Tätigkeit eine Vergü-
tung, die 720 Euro jährlich nicht über-
steigt, haften sie demVerein für einen bei
der Wahrnehmung ihrer Pflichten verur-
sachten Schaden nur bei Vorliegen von
Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. …

§ 32 Mitgliederversammlung;
Beschlussfassung. (1) Die Angelegen-
heiten des Vereins werden, soweit sie
nicht von dem Vorstand oder einem an-
deren Vereinsorgan zu besorgen sind,
durch Beschlussfassung in einer Ver-
sammlung der Mitglieder geordnet. …
Bei der Beschlussfassung entscheidet die
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. …

§ 37 Berufung auf Verlangen einer Min-
derheit. (1) Die Mitgliederversamm-
lung ist zu berufen, wenn … der zehnte
Teil der Mitglieder die Berufung schrift-
lich unter Angabe des Zweckes und der
Gründe verlangt. …

§ 55 Zuständigkeit für die Registerein-
tragung. Die Eintragung eines Vereins
der in § 21 bezeichneten Art in das Ver-
einsregister hat bei dem Amtsgericht zu
geschehen, in dessen Bezirk der Verein
seinen Sitz hat.

§ 56 Mindestmitgliederzahl des Vereins.
Die Eintragung soll nur erfolgen, wenn
die Zahl der Mitglieder mindestens sie-
ben beträgt.

§ 64 Inhalt der Vereinsregistereintra-
gung. Bei der Eintragung sind der Name
und der Sitz des Vereins, der Tag der Er-
richtung der Satzung, die Mitglieder des
Vorstands und ihre Vertretungsmacht an-
zugeben.

§ 65 Namenszusatz. Mit der Eintragung
erhält der Name des Vereins den Zusatz
„eingetragener Verein“ [e.V.].
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§ 90 Begriff der Sache. Sachen im Sinne
des Gesetzes sind nur körperliche Ge-
genstände.

§ 90a Tiere. Tiere sind keine Sachen.
Sie werden durch besondere Gesetze ge-
schützt. Auf sie sind die für Sachen gel-
tenden Vorschriften entsprechend anzu-
wenden, soweit nicht etwas anderes be-
stimmt ist.

Geschäftsfähigkeit

§ 104 Geschäftsunfähigkeit.
Geschäftsunfähig ist:
1. wer nicht das siebente Lebensjahr voll-
endet hat,

2. wer sich in einem die freie Willensbe-
stimmung ausschließenden Zustand
krankhafter Störung der Geistestätig-
keit befindet, sofern nicht der Zustand
seiner Natur nach ein vorübergehen-
der ist.

§ 105 Nichtigkeit der Willenserklärung.
(1) Die Willenserklärung eines Ge-

schäftsunfähigen ist nichtig.
(2) Nichtig ist auch eineWillenserklä-

rung, die im Zustand der Bewusstlosig-
keit oder vorübergehender Störung der
Geistestätigkeit abgegeben wird.

§ 105a Geschäfte des täglichen Lebens.
Tätigt ein volljähriger Geschäftsunfähi-

ger ein Geschäft des täglichen Lebens,
das mit geringwertigen Mitteln bewirkt
werden kann, so gilt der von ihm ge-
schlossene Vertrag in Ansehung von
Leistung und, soweit vereinbart, Gegen-
leistung als wirksam, sobald Leistung
und Gegenleistung bewirkt sind. Satz 1
gilt nicht bei einer erheblichen Gefahr für
die Person oder das Vermögen des Ge-
schäftsunfähigen.

§ 106 Beschränkte Geschäftsfähigkeit
Minderjähriger. Ein Minderjähriger,
der das siebente Lebensjahr vollendet
hat, ist nach Maßgabe der §§ 107 bis 113
in der Geschäftsfähigkeit beschränkt.
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§§ 107–1131.1 BGB

§ 107 Einwilligung des gesetzlichen
Vertreters. DerMinderjährige bedarf zu
einerWillenserklärung, durch die er nicht
lediglich einen rechtlichen Vorteil er-
langt, der Einwilligung [vorherigen Zu-
stimmung] seines gesetzlichen Vertre-
ters. [Die Aufnahme eines Kredits erfor-
dert zusätzlich die Genehmigung durch
das Familiengericht; vgl. § 1643.]

§ 108 Vertragsschluss ohne Einwilli-
gung. (1) Schließt der Minderjährige
einen Vertrag ohne die erforderliche Ein-
willigung des gesetzlichen Vertreters, so
hängt die Wirksamkeit des Vertrags von
der Genehmigung [nachträglichen Zu-
stimmung] des Vertreters ab.
(2) Fordert der andere Teil den Ver-

treter zur Erklärung über die Genehmi-
gung auf, so kann die Erklärung nur ihm
gegenüber erfolgen; eine vor der Auffor-
derung dem Minderjährigen gegenüber
erklärte Genehmigung oder Verweige-
rung der Genehmigung wird unwirksam.
Die Genehmigung kann nur bis zum Ab-
lauf von zwei Wochen nach dem Emp-
fang der Aufforderung erklärt werden;
wird sie nicht erklärt, so gilt sie als ver-
weigert.
(3) Ist der Minderjährige unbe-

schränkt geschäftsfähig geworden, so
tritt seine Genehmigung an die Stelle der
Genehmigung des Vertreters.

§ 109 Widerrufsrecht des anderen Teils.
(1) Bis zur Genehmigung des Ver-

trags ist der andere Teil zumWiderruf be-
rechtigt. Der Widerruf kann auch dem
Minderjährigen gegenüber erklärt wer-
den.
(2) Hat der andere Teil die Minder-

jährigkeit gekannt, so kann er nur wider-
rufen, wenn derMinderjährige derWahr-
heit zuwider die Einwilligung des Vertre-
ters behauptet hat; er kann auch in die-
sem Falle nicht widerrufen, wenn ihm das
Fehlen der Einwilligung bei dem Ab-
schluss des Vertrags bekannt war.
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§ 110 Bewirken der Leistung mit eige-
nen Mitteln. Ein von dem Minderjähri-
gen ohne Zustimmung des gesetzlichen
Vertreters geschlossener Vertrag gilt als
von Anfang an wirksam, wenn der Min-
derjährige die vertragsmäßige Leistung
mit Mitteln bewirkt [erfüllt], die ihm zu
diesem Zweck oder zu freier Verfügung
von dem Vertreter oder mit dessen Zu-
stimmung von einem Dritten überlassen
worden sind [„Taschengeldparagraf“].

§ 111 Einseitige Rechtsgeschäfte.
Ein einseitiges Rechtsgeschäft, das der

Minderjährige ohne die erforderliche
Einwilligung des gesetzlichen Vertreters
vornimmt, ist unwirksam. [vgl. aber Tes-
tament §§ 2229, 2233] …

§ 112 Selbstständiger Betrieb eines Er-
werbsgeschäfts. (1) Ermächtigt der ge-
setzliche Vertreter mit Genehmigung des
Familiengerichts den Minderjährigen
zum selbstständigen Betrieb eines Er-
werbsgeschäfts, so ist der Minderjährige
für solche Rechtsgeschäfte unbeschränkt
geschäftsfähig, welche der Geschäftsbe-
trieb mit sich bringt. Ausgenommen sind
Rechtsgeschäfte, zu denen der Vertreter
der Genehmigung des Familiengerichts
bedarf [u.a. Aufnahme eines Kredits
durch den Minderjährigen]. …

§ 113 Dienst- oder Arbeitsverhältnis.
(1) Ermächtigt der gesetzliche Vertre-

ter den Minderjährigen, in Dienst oder in
Arbeit zu treten, so ist der Minderjährige
für solche Rechtsgeschäfte unbeschränkt
geschäftsfähig, welche die Eingehung
oder Aufhebung eines Dienst- oder Ar-
beitsverhältnisses der gestatteten Art
oder die Erfüllung der sich aus einem sol-
chen Verhältnis ergebenden Verpflich-
tungen betreffen. … [ein Berufsausbil-
dungsverhältnis ist kein Dienst- oder Ar-
beitsverhältnis.]
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§§ 116–126a 1.1 Bürgerliches Gesetzbuch

Willenserklärung

§ 116 Geheimer Vorbehalt. Eine Wil-
lenserklärung [Willensäußerung, die auf
einen rechtlichen Erfolg gerichtet ist, z.B.
„ich möchte dieses Buch kaufen“.] ist
nicht deshalb nichtig, weil sich der Erklä-
rende insgeheim vorbehält, das Erklärte
nicht zu wollen. Die Erklärung ist nichtig,
wenn sie einem anderen gegenüber ab-
zugeben ist und dieser den Vorbehalt
kennt.

§ 117 Scheingeschäft. (1) Wird eine
Willenserklärung, die einem anderen ge-
genüber abzugeben ist, mit dessen Ein-
verständnis nur zum Schein abgegeben,
so ist sie nichtig. …

§ 118 Mangel der Ernstlichkeit.
Eine nicht ernstlich gemeinte Willens-

erklärung, die in der Erwartung abgege-
ben wird, der Mangel der Ernstlichkeit
werde nicht verkannt werden, ist nichtig.

§ 119 Anfechtbarkeit wegen Irrtums.
(1) Wer bei der Abgabe einerWillens-

erklärung über deren Inhalt im Irrtum
war oder eine Erklärung dieses Inhalts
überhaupt nicht abgeben wollte, kann
die Erklärung anfechten [vgl. §§ 142,
143], wenn anzunehmen ist, dass er sie
bei Kenntnis der Sachlage und bei ver-
ständiger Würdigung des Falles nicht ab-
gegeben haben würde. …

§ 120 Anfechtbarkeit wegen falscher
Übermittlung. Eine Willenserklärung,
welche durch die zur Übermittlung ver-
wendete Person oder Einrichtung unrich-
tig übermittelt worden ist, kann unter der
gleichen Voraussetzung angefochten
werden wie nach § 119 eine irrtümlich
abgegebene Willenserklärung.

§ 121 Anfechtungsfrist. (1) Die An-
fechtung muss in den Fällen der §§ 119,
120 ohne schuldhaftes Zögern (unverzüg-
lich) erfolgen, nachdem der Anfechtungs-
berechtigte von dem Anfechtungsgrund
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Kenntnis erlangt hat. Die einem Abwe-
senden gegenüber erfolgte Anfechtung
gilt als rechtzeitig erfolgt, wenn die An-
fechtungserklärung unverzüglich abge-
sendet worden ist.
(2) Die Anfechtung ist ausgeschlos-

sen, wenn seit der Abgabe der Willenser-
klärung zehn Jahre verstrichen sind.

§ 122 Schadensersatzpflicht des Anfech-
tenden. (1) Ist eine Willenserklärung
nach § 118 nichtig oder auf Grund der
§§ 119, 120 angefochten, so hat der Erklä-
rende [Anfechtende] … den Schaden zu
ersetzen, den der andere … dadurch er-
leidet, dass er auf die Gültigkeit der Er-
klärung vertraut. …
(2) Die Schadensersatzpflicht tritt

nicht ein, wenn der Beschädigte den
Grund der Nichtigkeit oder der Anfecht-
barkeit kannte oder infolge von Fahrläs-
sigkeit nicht kannte (kennen musste).

§ 123 Anfechtbarkeit wegen Täuschung
oder Drohung. (1) Wer zur Abgabe ei-
ner Willenserklärung durch arglistige
[vorsätzliche] Täuschung oder wider-
rechtlich durch Drohung bestimmt wor-
den ist, kann die Erklärung anfechten. …

§ 125 Nichtigkeit wegen Formmangels.
Ein Rechtsgeschäft, welches der durch

Gesetz vorgeschriebenen Form erman-
gelt, ist nichtig. …

§ 126 Schriftform. (1) Ist durch Gesetz
schriftliche Form vorgeschrieben, so
muss die Urkunde von dem Aussteller ei-
genhändig durch Namensunterschrift
oder mittels notariell beglaubigten Hand-
zeichens unterzeichnet werden.
(2) Bei einem Vertrag muss die Unter-

zeichnung der Parteien auf derselben Ur-
kunde erfolgen. Werden über den Ver-
trag mehrere gleichlautende Urkunden
aufgenommen, so genügt es, wenn jede
Partei die für die andere Partei bestimmte
Urkunde unterzeichnet. …

§ 126a Elektronische Form. (1) Soll
die gesetzlich vorgeschriebene schriftli-
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§§ 126a–1391.1 BGB

che Form durch die elektronische Form
ersetzt werden, so muss der Aussteller
der Erklärung dieser seinen Namen hin-
zufügen und das elektronische Doku-
ment mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur versehen. …

§ 126b Textform. Ist durch Gesetz Text-
form vorgeschrieben, so muss eine les-
bare Erklärung, in der die Person des Er-
klärenden genannt ist, auf einem dauer-
haften Datenträger abgegeben wer-
den. …

§ 128 Notarielle Beurkundung. Ist
durch Gesetz notarielle Beurkundung ei-
nes Vertrags vorgeschrieben, so genügt
es, wenn zunächst der Antrag und so-
dann die Annahme des Antrags von ei-
nem Notar beurkundet wird.

§ 129 Öffentliche Beglaubigung.
(1) Ist durch Gesetz für eine Erklä-

rung öffentliche Beglaubigung vorge-
schrieben, so muss die Erklärung schrift-
lich abgefasst und die Unterschrift des Er-
klärenden von einem Notar beglaubigt
werden. …

§ 130 Wirksamwerden der Willenser-
klärung gegenüber Abwesenden.
(1) Eine Willenserklärung, die einem

anderen gegenüber abzugeben ist, wird,
wenn sie in dessen Abwesenheit abgege-
ben wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in
welchem sie ihm zugeht. …
(2) Auf die Wirksamkeit der Willens-

erklärung ist es ohne Einfluss, wenn der
Erklärende nach Abgabe stirbt oder ge-
schäftsunfähig wird. …

§ 131 Wirksamwerden gegenüber nicht
voll Geschäftsfähigen. (1) Wird die
Willenserklärung einem Geschäftsunfä-
higen gegenüber abgegeben, so wird sie
nicht wirksam, bevor sie dem gesetzli-
chen Vertreter zugeht. [z.B. wird die Kün-
digung gegenüber einemminderjährigen
Auszubildenden erst dann wirksam,
wenn sie dessen gesetzlichem Vertreter
zugeht.]
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(2) Das Gleiche gilt, wenn die Wil-
lenserklärung einer in der Geschäftsfä-
higkeit beschränkten Person gegenüber
abgegeben wird. Bringt die Erklärung je-
doch der in der Geschäftsfähigkeit be-
schränkten Person lediglich einen rechtli-
chen Vorteil oder hat der gesetzliche Ver-
treter seine Einwilligung erteilt, so wird
die Erklärung in dem Zeitpunkt wirksam,
in welchem sie ihr zugeht.

§ 132 Ersatz des Zugehens durch Zustel-
lung. (1) Eine Willenserklärung gilt
auch dann als zugegangen, wenn sie
durch Vermittlung eines Gerichtsvollzie-
hers zugestellt worden ist. Die Zustellung
erfolgt nach den Vorschriften der Zivil-
prozessordnung. …

§ 133 Auslegung einer Willenserklä-
rung. Bei der Auslegung einer Willens-
erklärung ist der wirkliche Wille zu erfor-
schen und nicht an dem buchstäblichen
Sinn des Ausdrucks zu haften.

§ 134 Gesetzliches Verbot. Ein Rechts-
geschäft, das gegen ein gesetzliches Ver-
bot verstößt, ist nichtig. …

§ 138 Sittenwidriges Rechtsgeschäft;
Wucher. (1) Ein Rechtsgeschäft, das
gegen die guten Sitten verstößt, ist nich-
tig.
(2) Nichtig ist insbesondere ein

Rechtsgeschäft, durch das jemand unter
Ausbeutung der Zwangslage, der Uner-
fahrenheit, des Mangels an Urteilsvermö-
gen oder der erheblichen Willensschwä-
che eines anderen sich oder einem Drit-
ten für eine Leistung Vermögensvorteile
versprechen oder gewähren lässt, die in
einem auffälligen Missverhältnis zu der
Leistung stehen. [z.B. wenn der verein-
barte Zinssatz mindestens doppelt so
hoch ist wie der Marktzins.]

§ 139 Teilnichtigkeit. Ist ein Teil eines
Rechtsgeschäfts nichtig, so ist das ganze
Rechtsgeschäft nichtig, wenn nicht anzu-
nehmen ist, dass es auch ohne den nichti-
gen Teil vorgenommen sein würde.
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§§ 142–179 1.1 Bürgerliches Gesetzbuch

§ 142 Wirkung der Anfechtung.
(1) Wird ein anfechtbares Rechtsge-

schäft angefochten, so ist es als von An-
fang an nichtig anzusehen. …

§ 143 Anfechtungserklärung. (1) Die
Anfechtung erfolgt durch Erklärung ge-
genüber dem Anfechtungsgegner.
(2) Anfechtungsgegner ist bei einem

Vertrag der andere Teil. …

Vertrag

§ 145 Bindung an den Antrag. Wer ei-
nem anderen die Schließung eines Ver-
trags anträgt, ist an den Antrag gebun-
den, es sei denn, dass er die Gebunden-
heit ausgeschlossen hat.

§ 146 Erlöschen des Antrags. Der An-
trag erlischt, wenn er dem Antragenden
gegenüber abgelehnt oder wenn er nicht
diesem gegenüber nach den §§ 147 [und
148] rechtzeitig angenommen wird.

§ 147 Annahmefrist. (1) Der einem
Anwesenden gemachte Antrag kann nur
sofort angenommen werden. Dies gilt
auch von einem mittels Fernsprechers
oder einer sonstigen technischen Einrich-
tung von Person zu Person gemachten
Antrag.
(2) Der einem Abwesenden gemachte

Antrag kann nur bis zu dem Zeitpunkt
angenommen werden, in welchem der
Antragende den Eingang der Antwort
unter regelmäßigen Umständen erwarten
darf.

§ 148 Bestimmung einer Annahmefrist.
Hat der Antragende für die Annahme

des Antrags eine Frist bestimmt, so kann
die Annahme nur innerhalb der Frist er-
folgen.

§ 150 Verspätete und abändernde An-
nahme. (1) Die verspätete Annahme
eines Antrags gilt als neuer Antrag.
(2) Eine Annahme unter Erweiterun-

gen, Einschränkungen oder sonstigen
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Änderungen gilt als Ablehnung verbun-
den mit einem neuen Antrag.

§ 151 Annahme ohne Erklärung gegen-
über dem Antragenden. Der Vertrag
kommt durch die Annahme des Antrags
zustande, ohne dass die Annahme dem
Antragenden gegenüber erklärt zu wer-
den braucht, wenn eine solche Erklärung
nach der Verkehrssitte nicht zu erwarten
ist oder der Antragende auf sie verzichtet
hat. …

§ 156 Vertragsschluss bei Versteige-
rung. Bei einer Versteigerung kommt
der Vertrag erst durch den Zuschlag zu-
stande. Ein Gebot erlischt, wenn ein
Übergebot abgegeben oder die Verstei-
gerung ohne Erteilung des Zuschlags ge-
schlossen wird.

§ 157 Auslegung von Verträgen.
Verträge sind so auszulegen, wie Treu

und Glauben mit Rücksicht auf die Ver-
kehrssitte es erfordern.

Vertretung und Vollmacht

§ 164 Wirkung der Erklärung des Ver-
treters. (1) Eine Willenserklärung, die
jemand innerhalb der ihm zustehenden
Vertretungsmacht im Namen des Vertre-
tenen abgibt, wirkt unmittelbar für und
gegen den Vertretenen. Es macht keinen
Unterschied, ob die Erklärung ausdrück-
lich im Namen des Vertretenen erfolgt
oder ob die Umstände ergeben, dass sie
in dessen Namen erfolgen soll. …

§ 167 Erteilung der Vollmacht. (1) Die
Erteilung der Vollmacht erfolgt durch Er-
klärung gegenüber dem zu Bevollmächti-
genden oder dem Dritten, dem gegen-
über die Vertretung stattfinden soll. …

§ 179 Haftung des Vertreters ohne Ver-
tretungsmacht. (1) Wer als Vertreter
einen Vertrag geschlossen hat, ist, sofern
er nicht seine Vertretungsmacht nach-
weist, dem anderen Teil nach dessen
Wahl zur Erfüllung oder zum Schadens-
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ersatz verpflichtet, wenn der Vertretene
die Genehmigung des Vertrags verwei-
gert. …
(3) Der Vertreter haftet nicht, wenn

der andere Teil den Mangel der Vertre-
tungsmacht kannte oder kennen musste.
Der Vertreter haftet auch dann nicht,
wenn er in der Geschäftsfähigkeit be-
schränkt war, es sei denn, dass er mit Zu-
stimmung seines gesetzlichen Vertreters
gehandelt hat.

§ 181 Insichgeschäft. Ein Vertreter
kann, soweit nicht ein anderes ihm ge-
stattet ist, im Namen des Vertretenen mit
sich im eigenen Namen oder als Vertreter
eines Dritten ein Rechtsgeschäft nicht
vornehmen, es sei denn, dass das Rechts-
geschäft ausschließlich in der Erfüllung
einer Verbindlichkeit besteht.

§ 185 Verfügung eines Nichtberechtig-
ten. (1) Eine Verfügung, die ein Nicht-
berechtigter über einen Gegenstand
trifft, ist wirksam, wenn sie mit Einwilli-
gung des Berechtigten erfolgt.
(2) Die Verfügung wird wirksam,

wenn der Berechtigte sie genehmigt oder
wenn der Verfügende den Gegenstand
erwirbt oder wenn er von dem Berechtig-
ten beerbt wird und dieser für die Nach-
lassverbindlichkeiten unbeschränkt haf-
tet. …

Verjährung

§ 194 Gegenstand der Verjährung.
(1) Das Recht, von einem anderen ein

Tun oder Unterlassen zu verlangen (An-
spruch), unterliegt der Verjährung. …

§ 195 Regelmäßige Verjährungsfrist.
Die regelmäßige Verjährungsfrist be-

trägt drei Jahre.

§ 196 Verjährungsfrist bei Rechten an
einem Grundstück. Ansprüche auf
Übertragung des Eigentums an einem
Grundstück … verjähren in zehn Jahren.
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§ 197 Dreißigjährige Verjährungsfrist.
(1) In 30 Jahren verjähren …

1. Schadensersatzansprüche, die auf der
vorsätzlichen Verletzung des Lebens,
des Körpers, der Gesundheit, der Frei-
heit oder der sexuellen Selbstbestim-
mung beruhen,

2. Herausgabeansprüche aus Eigentum
und anderen dinglichen Rechten
[Rechte an einer Sache z.B. Eigentum,
Hypothek, Grundschuld, Wohnrecht],

3. rechtskräftig festgestellte Ansprüche,
4. Ansprüche aus vollstreckbaren … Ur-
kunden, …
(2) Soweit Ansprüche nach Ab-

satz 1 … künftig fällig werdende regel-
mäßig wiederkehrende Leistungen zum
Inhalt haben, tritt an die Stelle der Ver-
jährungsfrist von 30 Jahren die regelmä-
ßige Verjährungsfrist.

§ 198 Verjährung bei Rechtsnachfolge.
Gelangt eine Sache, hinsichtlich derer

ein dinglicher Anspruch besteht, durch
Rechtsnachfolge in den Besitz eines Drit-
ten, so kommt die während des Besitzes
des Rechtsvorgängers verstrichene Ver-
jährungszeit dem Rechtsnachfolger zu-
gute.

§ 199 Beginn der regelmäßigen Verjäh-
rungsfrist undVerjährungshöchstfristen.
(1) Die regelmäßige Verjährungsfrist

beginnt … mit dem Schluss des Jahres, in
dem
1. der Anspruch entstanden ist und
2. der Gläubiger von den den Anspruch
begründenden Umständen und der
Person des Schuldners Kenntnis er-
langt. … [so beginnt z.B. die Verjäh-
rungsfrist für Ersatzansprüche wegen
der Beschädigung einer Mietwohnung
durch den Mieter erst dann, wenn der
Vermieter Kenntnis davon erlangt.]
(2) Schadensersatzansprüche, die auf

der Verletzung des Lebens, des Körpers,
der Gesundheit oder der Freiheit beru-
hen, verjähren ohne Rücksicht auf ihre
Entstehung und die Kenntnis … in 30
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Jahren von der Begehung der Handlung,
der Pflichtverletzung oder dem sonstigen,
den Schaden auslösenden Ereignis an.
(3) Sonstige Schadensersatzansprü-

che [z.B. aus unerlaubter Handlung
§ 823 ff.; vgl. § 852] verjähren
1. … in zehn Jahren von ihrer Entstehung
an und

2. … in 30 Jahren von der Begehung der
Handlung … an.

Maßgeblich ist die früher endende Frist.
(3a) Ansprüche, die auf einem Erbfall

beruhen oder deren Geltendmachung die
Kenntnis einer Verfügung von Todes we-
gen voraussetzt, verjähren… in 30 Jahren
von der Entstehung des Anspruchs an.
(4) Andere Ansprüche als Schadens-

ersatzansprüche verjähren ohne Rück-
sicht auf die Kenntnis [wenn der Gläubi-
ger nichts von seinem Anspruch
wusste] … in zehn Jahren von ihrer Ent-
stehung an. …

§ 200 Beginn anderer Verjährungsfris-
ten. Die Verjährungsfrist von Ansprü-
chen, die nicht der regelmäßigen Verjäh-
rungsfrist unterliegen, beginnt mit der
Entstehung des Anspruchs. …

§ 202 Unzulässigkeit von Vereinbarun-
gen über die Verjährung. (1) Die Ver-
jährung kann bei Haftung wegen Vorsat-
zes nicht im Voraus durch Rechtsgeschäft
erleichtert werden.
(2) Die Verjährung kann durch

Rechtsgeschäft nicht über eine Verjäh-
rungsfrist von 30 Jahren ab dem gesetzli-
chen Verjährungsbeginn hinaus er-
schwert werden.

§ 203 Hemmung der Verjährung bei
Verhandlungen. Schweben zwischen
dem Schuldner und dem Gläubiger Ver-
handlungen über den Anspruch oder die
den Anspruch begründenden Umstände,
so ist die Verjährung gehemmt, bis der
eine oder der andere Teil die Fortsetzung
der Verhandlungen verweigert. Die Ver-
jährung tritt frühestens drei Monate nach
dem Ende der Hemmung ein.
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§ 204 Hemmung der Verjährung durch
Rechtsverfolgung. (1) Die Verjährung
wird gehemmt durch
1. die Erhebung der Klage auf Leistung
oder auf Feststellung des An-
spruchs, …

3. die Zustellung des Mahnbescheids im
Mahnverfahren, …

10. die Anmeldung des Anspruchs im In-
solvenzverfahren. …
(2) Die Hemmung nach Absatz 1 en-

det sechs Monate nach der rechtskräfti-
gen Entscheidung. …

§ 205 Hemmung der Verjährung bei
Leistungsverweigerungsrecht. Die Ver-
jährung ist gehemmt, solange der Schuld-
ner auf Grund einer Vereinbarung mit
dem Gläubiger vorübergehend zur Ver-
weigerung der Leistung berechtigt ist.

§ 206 Hemmung der Verjährung bei hö-
herer Gewalt. Die Verjährung ist ge-
hemmt, solange der Gläubiger innerhalb
der letzten sechs Monate der Verjäh-
rungsfrist durch höhere Gewalt an der
Rechtsverfolgung gehindert ist.

§ 209 Wirkung der Hemmung. Der Zeit-
raum, während dessen die Verjährung
gehemmt ist, wird in die Verjährungsfrist
nicht eingerechnet.

§ 212 Neubeginn der Verjährung.
(1) Die Verjährung beginnt erneut,

wenn
1. der Schuldner dem Gläubiger gegen-
über den Anspruch durch Abschlags-
zahlung, Zinszahlung, Sicherheitsleis-
tung oder in anderer Weise anerkennt
oder

2. eine gerichtliche oder behördliche
Vollstreckungshandlung vorgenom-
men oder beantragt wird. …

§ 214 Wirkung der Verjährung.
(1) Nach Eintritt der Verjährung ist

der Schuldner berechtigt, die Leistung zu
verweigern.
(2) Das zur Befriedigung eines ver-

jährten Anspruchs Geleistete kann nicht
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zurückgefordert werden, auch wenn in
Unkenntnis der Verjährung geleistet
worden ist. …

Schuldverhältnisse – Verpflichtung zur
Leistung

§ 241 Pflichten aus dem Schuldverhält-
nis. (1) Kraft des Schuldverhältnisses
ist der Gläubiger berechtigt, von dem
Schuldner eine Leistung zu fordern. Die
Leistung kann auch in einem Unterlassen
bestehen.
(2) Das Schuldverhältnis kann nach

seinem Inhalt jeden Teil zur Rücksicht
auf die Rechte, Rechtsgüter und Interes-
sen des anderen Teils verpflichten.

§ 241a Unbestellte Leistungen.
(1) Durch die Lieferung beweglicher

Sachen … (Waren), oder durch die Er-
bringung sonstiger Leistungen durch ei-
nen Unternehmer an den Verbraucher
wird ein Anspruch gegen den Verbrau-
cher nicht begründet, wenn der Verbrau-
cher die Waren oder sonstigen Leistun-
gen nicht bestellt hat. …
(3) Von den Regelungen dieser Vor-

schrift darf nicht zum Nachteil des Ver-
brauchers abgewichen werden. Die Re-
gelungen finden auch Anwendung, wenn
sie durch anderweitige Gestaltungen um-
gangen werden.

§ 242 Leistung nach Treu und Glauben.
Der Schuldner ist verpflichtet, die Leis-

tung so zu bewirken [erfüllen], wie Treu
und Glauben mit Rücksicht auf die Ver-
kehrssitte es erfordern.

§ 243 Gattungsschuld. (1) Wer eine
nur der Gattung nach bestimmte Sache
[also kein genau bestimmtes Einzelstück]
schuldet, hat eine Sache von mittlerer Art
und Güte zu leisten. …

§ 246 Gesetzlicher Zinssatz. Ist eine
Schuld nach Gesetz oder Rechtsgeschäft
zu verzinsen, so sind vier vom Hundert
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für das Jahr zu entrichten, sofern nicht ein
anderes bestimmt ist.

§ 247 Basiszinssatz. (1) Der Basiszins-
satz beträgt 3,62 Prozent. Er verändert
sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden
Jahres um die Prozentpunkte, um welche
[sich der Leitzins der Europäischen Zent-
ralbank in Form des Hauptrefinanzie-
rungssatzes verändert; aktueller Basis-
zinssatz im Internet unter www.bundes-
bank.de]. …

§ 249 Art und Umfang des Schadenser-
satzes. (1) Wer zum Schadensersatz
verpflichtet ist, hat den Zustand herzu-
stellen, der bestehen würde, wenn der
zum Ersatz verpflichtende Umstand nicht
eingetreten wäre.
(2) Ist wegen Verletzung einer Person

oder wegen Beschädigung einer Sache
Schadensersatz zu leisten, so kann der
Gläubiger statt der Herstellung den dazu
erforderlichen Geldbetrag verlangen. …

§ 252 Entgangener Gewinn. Der zu er-
setzende Schaden umfasst auch den ent-
gangenen Gewinn. Als entgangen gilt
der Gewinn, welcher nach dem gewöhn-
lichen Lauf der Dinge …mit Wahrschein-
lichkeit erwartet werden konnte.

§ 253 Immaterieller Schaden. … (2) Ist
wegen einer Verletzung des Körpers, der
Gesundheit, der Freiheit oder der sexuel-
len Selbstbestimmung Schadensersatz zu
leisten, kann auch wegen des Schadens,
der nicht Vermögensschaden ist, eine bil-
lige [angemessene] Entschädigung in
Geld gefordert werden.

§ 269 Leistungsort (1) Ist ein Ort für
die Leistung weder bestimmt noch aus
den Umständen, insbesondere aus der
Natur des Schuldverhältnisses, zu ent-
nehmen, so hat die Leistung an dem Ort
zu erfolgen, an welchem der Schuldner
zur Zeit der Entstehung des Schuldver-
hältnisses seinen Wohnsitz hatte [„Hol-
schuld“].
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(2) Ist die Verbindlichkeit im Gewer-
bebetrieb des Schuldners entstanden, so
tritt, wenn der Schuldner seine gewerbli-
che Niederlassung an einem anderen Ort
hatte, der Ort der Niederlassung an die
Stelle des Wohnsitzes. …

§ 270 Zahlungsort. (1) Geld hat der
Schuldner im Zweifel auf seine Gefahr
und seine Kosten dem Gläubiger an des-
sen Wohnsitz zu übermitteln [„Bring-
schuld“].
(2) Ist die Forderung im Gewerbebe-

trieb des Gläubigers entstanden, so tritt,
wenn der Gläubiger seine gewerbliche
Niederlassung an einem anderen Ort hat,
der Ort der Niederlassung an die Stelle
des Wohnsitzes. …

§ 271 Leistungszeit. (1) Ist eine Zeit
für die Leistung weder bestimmt noch aus
den Umständen zu entnehmen, so kann
der Gläubiger die Leistung sofort verlan-
gen, der Schuldner sie sofort bewirken
[erfüllen]. …

§ 273 Zurückbehaltungsrecht. (1) Hat
der Schuldner aus demselben rechtlichen
Verhältnis, auf dem seine Verpflichtung
beruht, einen fälligen Anspruch gegen
den Gläubiger, so kann er … die geschul-
dete Leistung verweigern, bis die ihm ge-
bührende Leistung bewirkt wird (Zurück-
behaltungsrecht). …

§ 275 Ausschluss der Leistungspflicht.
(1) Der Anspruch auf Leistung ist aus-

geschlossen, soweit diese für den Schuld-
ner oder für jedermann unmöglich ist.
(2) Der Schuldner kann die Leistung

verweigern, soweit diese einen Aufwand
erfordert, der … in einem groben Miss-
verhältnis zu dem Leistungsinteresse des
Gläubigers steht. …

§ 276 Verantwortlichkeit des Schuld-
ners. (1) Der Schuldner hat Vorsatz
und Fahrlässigkeit zu vertreten, wenn
eine strengere oder mildere Haftung we-
der bestimmt noch aus dem sonstigen In-
halt des Schuldverhältnisses, insbeson-
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dere aus der Übernahme einer Garan-
tie … zu entnehmen ist. Die Vorschriften
der §§ 827 und 828 finden entsprechende
Anwendung.
(2) Fahrlässig handelt, wer die im

Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht
lässt.
(3) Die Haftung wegen Vorsatzes

kann dem Schuldner nicht im Voraus er-
lassen werden.

§ 278 Verantwortlichkeit des Schuld-
ners für Dritte. Der Schuldner hat ein
Verschulden seines gesetzlichen Vertre-
ters und der Personen [„Erfüllungsge-
hilfe“], deren er sich zur Erfüllung seiner
Verbindlichkeit bedient [z.B. beauftragte
Person eines Werkstattinhabers, die eine
Reparatur unsachgemäß ausführt], in
gleichem Umfang zu vertreten wie eige-
nes Verschulden. …

§ 280 Schadensersatz wegen Pflichtver-
letzung. (1) Verletzt der Schuldner
eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so
kann der Gläubiger Ersatz des hierdurch
entstehenden Schadens verlangen. Dies
gilt nicht, wenn der Schuldner die Pflicht-
verletzung nicht zu vertreten hat.
(2) Schadensersatz wegen Verzöge-

rung der Leistung kann der Gläubiger
nur unter der zusätzlichenVoraussetzung
des § 286 verlangen.
(3) Schadensersatz statt der Leistung

kann der Gläubiger nur unter den zusätz-
lichen Voraussetzungen des § 281 … ver-
langen.

§ 281 Schadensersatz statt der Leistung
wegen nicht oder nicht wie geschuldet
erbrachter Leistung. (1) Soweit der
Schuldner die fällige Leistung nicht oder
nicht wie geschuldet erbringt, kann der
Gläubiger unter den Voraussetzungen
des § 280 Abs. 1 Schadensersatz statt der
Leistung verlangen, wenn er dem
Schuldner erfolglos eine angemessene
Frist zur Leistung oder Nacherfüllung be-
stimmt hat. …
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(2) Die Fristsetzung ist entbehrlich,
wenn der Schuldner die Leistung ernst-
haft und endgültig verweigert. …
(3) Kommt nach der Art der Pflicht-

verletzung eine Fristsetzung nicht in Be-
tracht, so tritt an deren Stelle eine Ab-
mahnung.
(4) Der Anspruch auf die Leistung ist

ausgeschlossen, sobald der Gläubiger
statt der Leistung Schadensersatz ver-
langt hat. …

§ 284 Ersatz vergeblicher Aufwendun-
gen. Anstelle des Schadensersatzes statt
der Leistung kann der Gläubiger Ersatz
der Aufwendungen verlangen, die er im
Vertrauen auf den Erhalt der Leistung ge-
macht hat und billigerweise [angemesse-
nerweise] machen durfte. …

§ 286 Verzug des Schuldners.
(1) Leistet der Schuldner auf eine

Mahnung des Gläubigers nicht, die nach
dem Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so
kommt er durch die Mahnung in Verzug.
Der Mahnung stehen die Erhebung der
Klage auf die Leistung sowie die Zustel-
lung eines Mahnbescheids im Mahnver-
fahren gleich.
(2) Der Mahnung bedarf es nicht,

wenn
1. für die Leistung eine Zeit nach demKa-
lender bestimmt ist [z.B. 25. Oktober,
Mitte November, 36. Kalenderwoche],

2. der Leistung ein Ereignis vorauszuge-
hen hat und eine angemessene Zeit für
die Leistung in der Weise bestimmt ist,
dass sie sich von dem Ereignis an nach
dem Kalender berechnen lässt [z.B 10
Tage nach Lieferung],

3. der Schuldner die Leistung ernsthaft
und endgültig verweigert. …
(3) Der Schuldner einer Entgeltforde-

rung kommt spätestens in Verzug, wenn
er nicht innerhalb von 30 Tagen nach Fäl-
ligkeit und Zugang einer Rechnung …
leistet [bezahlt]; dies gilt gegenüber ei-
nem Schuldner, der Verbraucher ist, nur,
wenn auf diese Folgen in der Rech-
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nung … besonders hingewiesen worden
ist. Wenn der Zeitpunkt des Zugangs der
Rechnung … unsicher ist, kommt der
Schuldner, der nicht Verbraucher ist, spä-
testens 30 Tage nach Fälligkeit und Emp-
fang der Gegenleistung [z.B. der Ware] in
Verzug.
(4) Der Schuldner kommt nicht in

Verzug, solange die Leistung infolge ei-
nes Umstands unterbleibt, den er nicht zu
vertreten hat.

§ 287 Verantwortlichkeit während des
Verzugs. Der Schuldner hat während
des Verzugs jede Fahrlässigkeit zu ver-
treten. Er haftet wegen der Leistung auch
für Zufall, es sei denn, dass der Schaden
auch bei rechtzeitiger Leistung eingetre-
ten sein würde.

§ 288 Verzugszinsen. (1) Eine Geld-
schuld ist während des Verzugs zu ver-
zinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für
das Jahr fünf Prozentpunkte über dem
Basiszinssatz [vgl. § 247, aktueller Basis-
zinssatz im Internet unter www.bundes-
bank.de].
(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen

ein Verbraucher nicht beteiligt ist, be-
trägt der Zinssatz für Entgeltforderungen
neun Prozentpunkte über dem Basiszins-
satz. …
(5) Der Gläubiger einer Entgeltforde-

rung hat bei Verzug des Schuldners,
wenn dieser kein Verbraucher ist, außer-
dem einen Anspruch auf Zahlung einer
Pauschale in Höhe von 40 Euro. …
(6) Eine im Voraus getroffene Verein-

barung, die denAnspruch des Gläubigers
einer Entgeltforderung auf Verzugszin-
sen ausschließt, ist unwirksam. …

§ 289 Zinseszinsverbot. Von Zinsen
sind Verzugszinsen nicht zu entrichten.
Das Recht des Gläubigers auf Ersatz des
durch den Verzug entstehenden Scha-
dens bleibt unberührt.



1

§§ 293–305c 1.1 Bürgerliches Gesetzbuch

Verzug des Gläubigers

§ 293 Annahmeverzug. Der Gläubiger
kommt in Verzug, wenn er die ihm ange-
botene Leistung nicht annimmt.

§ 294 Tatsächliches Angebot. Die Leis-
tung muss dem Gläubiger so, wie sie zu
bewirken [erfüllen] ist, tatsächlich ange-
boten werden.

§ 298 Zug-um-Zug-Leistungen. Ist der
Schuldner nur gegen eine Leistung des
Gläubigers zu leisten verpflichtet, so
kommt der Gläubiger in Verzug, wenn er
zwar die angebotene Leistung anzuneh-
men bereit ist, die verlangte Gegenleis-
tung aber nicht anbietet. [Kann z.B. der
Käufer an der Kasse die gekaufte Ware
nicht bezahlen, kann der Verkäufer die
verkaufte Sache zurückbehalten.]

§ 299 Vorübergehende Annahmever-
hinderung. Ist die Leistungszeit nicht
bestimmt oder ist der Schuldner berech-
tigt, vor der bestimmten Zeit zu leisten, so
kommt der Gläubiger nicht dadurch in
Verzug, dass er vorübergehend an der
Annahme der angebotenen Leistung ver-
hindert ist, es sei denn, dass der Schuld-
ner ihm die Leistung eine angemessene
Zeit vorher angekündigt hat.

§ 300 Wirkungen des Gläubigerverzugs.
(1) Der Schuldner hat während des

Verzugs des Gläubigers nur Vorsatz und
grobe Fahrlässigkeit zu vertreten.
(2) Wird eine nur der Gattung nach

bestimmte Sache geschuldet, so geht die
Gefahr mit dem Zeitpunkt auf den Gläu-
biger über, in welchem er dadurch in
Verzug kommt, dass er die angebotene
Sache nicht annimmt.

§ 304 Ersatz von Mehraufwendungen.
Der Schuldner kann im Falle des Ver-

zugs des Gläubigers Ersatz der Mehrauf-
wendungen verlangen, die er für das er-
folglose Angebot sowie für die Aufbe-
wahrung und Erhaltung des geschulde-
ten Gegenstands machen musste.
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Allgemeine Geschäftsbedingungen

§ 305 Einbeziehung Allgemeiner Ge-
schäftsbedingungen in den Vertrag.
(1) Allgemeine Geschäftsbedingun-

gen sind alle für eine Vielzahl von Verträ-
gen vorformulierten Vertragsbedingun-
gen, die eine Vertragspartei (Verwender)
der anderen Vertragspartei bei Abschluss
eines Vertrags stellt. Gleichgültig ist, ob
die Bestimmungen einen äußerlich ge-
sonderten Bestandteil des Vertrags bil-
den oder in die Vertragsurkunde selbst
aufgenommen werden, welchen Umfang
sie haben, in welcher Schriftart sie ver-
fasst sind und welche Form der Vertrag
hat. Allgemeine Geschäftsbedingungen
liegen nicht vor, soweit die Vertragsbe-
dingungen zwischen den Vertragspar-
teien im Einzelnen ausgehandelt sind.
(2) Allgemeine Geschäftsbedingun-

gen werden nur dann Bestandteil eines
Vertrags, wenn der Verwender bei Ver-
tragsschluss
1. die andere Vertragspartei ausdrücklich
oder … durch deutlich sichtbaren Aus-
hang am Ort des Vertragsschlusses auf
sie hinweist und

2. der anderen Vertragspartei die Mög-
lichkeit verschafft, in zumutbarer
Weise, die auch eine für den Verwen-
der erkennbare körperliche Behinde-
rung der anderen Vertragspartei ange-
messen berücksichtigt, von ihrem In-
halt Kenntnis zu nehmen,

und wenn die andere Vertragspartei mit
ihrer Geltung einverstanden ist. …

§ 305b Vorrang der Individualabrede.
Individuelle Vertragsabreden haben

Vorrang vor Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen.

§ 305c Überraschende und mehrdeutige
Klauseln. (1) Bestimmungen in Allge-
meinen Geschäftsbedingungen, die nach
den Umständen, insbesondere nach dem
äußeren Erscheinungsbild des Vertrags,
so ungewöhnlich sind, dass der Vertrags-



1

§§ 305c–3091.1 BGB

partner des Verwenders mit ihnen nicht
zu rechnen braucht, werden nicht Ver-
tragsbestandteil. …

§ 306 Rechtsfolgen bei Nichteinbezie-
hung. … (1) Sind Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen ganz oder teilweise
nicht Vertragsbestandteil geworden oder
unwirksam, so bleibt der Vertrag imÜbri-
gen wirksam.
(2) Soweit die Bestimmungen nicht

Vertragsbestandteil geworden oder un-
wirksam sind, richtet sich der Inhalt des
Vertrags nach den gesetzlichen Vor-
schriften. …
(3) Der Vertrag ist unwirksam, wenn

das Festhalten an ihm auch unter Berück-
sichtigung der nach Abs. 2 vorgesehenen
Änderung eine unzumutbare Härte für
eine Vertragspartei darstellen würde. …

§ 307 Inhaltskontrolle. (1) Bestim-
mungen in Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen sind unwirksam, wenn sie den
Vertragspartner des Verwenders [meist
Auftraggebers] entgegen den Geboten
von Treu und Glauben unangemessen
benachteiligen. Eine unangemessene Be-
nachteiligung kann sich auch daraus er-
geben, dass die Bestimmung nicht klar
und verständlich ist. …

§ 308 Klauselverbote mit Wertungsmög-
lichkeit. [Am Einzelfall muss überprüft
werden, ob die Klausel zumutbar ist.] In
Allgemeinen Geschäftsbedingungen ist
insbesondere unwirksam
1. (Annahme- und Leistungspflicht)
eine Bestimmung, durch die sich der
Verwender [Auftraggeber] unange-
messen lange oder nicht hinreichend
bestimmte Fristen für die Annahme
oder Ablehnung eines Angebots oder
die Erbringung einer Leistung vorbe-
hält; …

1a. (Zahlungsfrist) eine Bestimmung,
durch die sich der Verwender [Auf-
traggeber] eine unangemessen lange
Zeit für die Erfüllung einer Entgeltfor-
derung des Vertragspartners vorbe-
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hält; ist der Verwender kein Verbrau-
cher, ist im Zweifel anzunehmen, dass
eine Zeit von mehr als 30 Tagen nach
Empfang der Gegenleistung … unan-
gemessen lang ist; …

2. (Nachfrist)
eine Bestimmung, durch die sich der
Verwender für die von ihm zu bewir-
kende Leistung abweichend von
Rechtsvorschriften eine unangemes-
sen lange oder nicht hinreichend be-
stimmte Nachfrist vorbehält;

3. (Rücktrittsvorbehalt)
die Vereinbarung eines Rechts des
Verwenders, sich ohne sachlich ge-
rechtfertigten und im Vertrag ange-
gebenen Grund von seiner Leistungs-
pflicht zu lösen; …

4. (Änderungsvorbehalt)
die Vereinbarung eines Rechts des
Verwenders, die versprochene Leis-
tung zu ändern oder von ihr abzuwei-
chen, …

7. (Abwicklung von Verträgen)
eine Bestimmung, nach der der Ver-
wender für den Fall, dass eine Ver-
tragspartei vom Vertrag zurücktritt
oder den Vertrag kündigt, … einen
unangemessen hohen Ersatz von Auf-
wendungen verlangen kann. …

§ 309 Klauselverbote ohne Wertungs-
möglichkeit. [Aufgeführte Klauseln sind
immer unwirksam.] Auch soweit eine Ab-
weichung von den gesetzlichen Vor-
schriften zulässig ist, ist in Allgemeinen
Geschäftsbedingungen unwirksam
1. (Kurzfristige Preiserhöhungen)
eine Bestimmung, welche die Erhö-
hung des Entgelts für Waren oder
Leistungen vorsieht, die innerhalb
von vier Monaten nach Vertrags-
schluss geliefert oder erbracht wer-
den sollen; …

2. (Leistungsverweigerungsrechte)
eine Bestimmung, durch die … das
Leistungsverweigerungsrecht, das
dem Vertragspartner des Verwenders
nach § 320 zusteht … oder ein dem
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Vertragspartner des Verwenders zu-
stehendes Zurückbehaltungsrecht …
ausgeschlossen oder eingeschränkt…
wird;

4. (Mahnung, Fristsetzung)
eine Bestimmung, durch die der Ver-
wender von der gesetzlichen Oblie-
genheit [Verpflichtung] freigestellt
wird, den anderen Vertragsteil zu
mahnen oder ihm eine Frist für die
Leistung oder Nacherfüllung zu set-
zen; …

7. (Haftungsausschluss bei Verletzung
von Leben, Körper, Gesundheit und
bei grobem Verschulden) …
ein Ausschluss oder eine Begrenzung
der Haftung für Schäden aus der Ver-
letzung des Lebens, des Körpers oder
der Gesundheit, die auf einer fahrläs-
sigen Pflichtverletzung des Verwen-
ders… beruhen; [oder] ein Ausschluss
oder eine Begrenzung der Haftung für
sonstige Schäden, die auf einer grob
fahrlässigen Pflichtverletzung des
Verwenders … beruhen; …

8. (Sonstige Haftungsausschlüsse bei
Pflichtverletzung)
a) (Ausschluss des Rechts, sich vom
Vertrag zu lösen)
eine Bestimmung, die bei einer
vom Verwender zu vertretenden,
nicht in einem Mangel der Kaufsa-
che oder des Werkes bestehenden
Pflichtverletzung das Recht des an-
deren Vertragsteils, sich vom Ver-
trag zu lösen, ausschließt oder ein-
schränkt; …

b) (Mängel)
eine Bestimmung, durch die bei
Verträgen über Lieferungen neu
hergestellter Sachen und über
Werkleistungen
aa) (Ausschluss und Verweisung

auf Dritte)
die Ansprüche gegen den Ver-
wender wegen eines Man-
gels … ausgeschlossen [oder]
auf die Einräumung von An-
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sprüchen gegen Dritte be-
schränkt … werden;

bb) (Beschränkung auf Nacherfül-
lung)
die Ansprüche gegen den Ver-
wender … auf ein Recht auf
Nacherfüllung beschränkt wer-
den, sofern dem anderen Ver-
tragsteil nicht ausdrücklich das
Recht vorbehalten wird, bei
Fehlschlagen der Nacherfül-
lung zu mindern oder, wenn
nicht eine Bauleistung Gegen-
stand der Mängelhaftung ist,
nach seiner Wahl vom Vertrag
zurückzutreten;

cc) (Aufwendungen bei Nacherfül-
lung)
die Verpflichtung des Verwen-
ders ausgeschlossen oder be-
schränkt wird, die zum Zwecke
der Nacherfüllung erforderli-
chen Aufwendungen, insbe-
sondere Transport-, Wege-,
Arbeits- und Materialkosten,
zu tragen; …

ee) (Ausschlussfrist für Mängelan-
zeige)
der Verwender dem anderen
Vertragsteil für die Anzeige
nicht offensichtlicher Mängel
eine Ausschlussfrist setzt, die
kürzer ist als die nach dem
Doppelbuchstaben ff zulässige
Frist;

ff) (Erleichterung der Verjährung)
die Verjährung von Ansprü-
chen gegen den Verwender
wegen eines Mangels in den
Fällen des § 438 Abs. 1 Nr. 2
und des § 634 a Abs. 1 Nr. 2 er-
leichtert oder in den sonstigen
Fällen eine weniger als ein Jahr
betragende Verjährungsfrist ab
dem gesetzlichen Verjährungs-
beginn erreicht wird. …
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12. (Beweislast)
eine Bestimmung, durch die der Ver-
wender die Beweislast zum Nachteil
des anderen Vertragsteils ändert, ins-
besondere indem er … diesem die Be-
weislast für Umstände auferlegt, die
im Verantwortungsbereich des Ver-
wenders liegen; …

13. (Form von Anzeigen und Erklärun-
gen)
eine Bestimmung, durch die Anzei-
gen oder Erklärungen, die dem Ver-
wender oder einem Dritten gegen-
über abzugeben sind, an eine stren-
gere Form als die Schriftform oder an
besondere Zugangserfordernisse ge-
bunden werden.

§ 310 Anwendungsbereich. (1) … Die
§§ 308 und 309 finden keine Anwendung
auf Allgemeine Geschäftsbedingungen,
die gegenüber einem Unternehmer
[oder] einer juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts … verwendet wer-
den. …
(2) Die §§ 308 und 309 finden keine

Anwendung auf Verträge der Elektrizi-
täts-, Gas-, Fernwärme- und Wasserver-
sorgungsunternehmen. …

Schuldverhältnisse aus Verträgen

§ 311 Rechtsgeschäftliche … Schuldver-
hältnisse. (1) Zur Begründung eines
Schuldverhältnisses [Rechtsbeziehung
zwischen einem Gläubiger und einem
Schuldner] durch Rechtsgeschäft sowie
zur Änderung des Inhalts eines Schuld-
verhältnisses ist ein Vertrag zwischen
den Beteiligten erforderlich. …

§ 311a Leistungshindernis bei Vertrags-
schluss. (1) Der Wirksamkeit eines
Vertrags steht es nicht entgegen, dass der
Schuldner [der Leistung] nach § 275 …
nicht zu leisten braucht und das Leis-
tungshindernis schon bei Vertragsschluss
vorliegt.
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(2) Der Gläubiger kann nach seiner
Wahl Schadensersatz statt der Leistung
oder Ersatz seiner Aufwendungen in dem
in § 284 bestimmten Umfang verlan-
gen. …

§ 311b Verträge über Grundstücke. …
(1) Ein Vertrag, durch den sich der

eine Teil verpflichtet, das Eigentum an ei-
nem Grundstück zu übertragen oder zu
erwerben, bedarf der notariellen Beur-
kundung. Ein ohne Beachtung dieser
Form geschlossener Vertrag wird seinem
ganzen Inhalt nach gültig, wenn die Auf-
lassung [Einigungserklärung des Veräu-
ßerers und Erwerbers vor einem Notar.]
und die Eintragung in das Grundbuch er-
folgen. …

Grundsätze bei Verbraucherverträgen

§ 312 Anwendungsbereich. (1) Die
Vorschriften der [§§ 312a – 312k] sind nur
auf Verbraucherverträge [Verträge, die
zwischen einem Verbraucher und einem
Unternehmer abgeschlossen werden] …
anzuwenden, die eine entgeltliche Leis-
tung des Unternehmers zum Gegenstand
haben. …

§ 312a Allgemeine Pflichten und Grund-
sätze bei Verbraucherverträgen. …
(1) Ruft der Unternehmer oder eine

Person, die in seinem Namen oder Auf-
trag handelt, den Verbraucher an, ummit
diesem einen Vertrag zu schließen, hat
der Anrufer zu Beginn des Gesprächs
seine Identität und gegebenenfalls die
Identität der Person, für die er anruft, so-
wie den geschäftlichen Zweck des Anrufs
offenzulegen.
(2) Der Unternehmer ist verpflichtet,

den Verbraucher … zu informieren [über
wesentlichen Eigenschaften der Waren
oder Dienstleistungen; seine Identität,
beispielsweise seinen Handelsnamen
und die Anschrift des Ortes, an dem er
niedergelassen ist, sowie seine Telefon-
nummer; den Gesamtpreis der Waren


